
 

 
 
 
 
 
 

Städte- und Gemeindebund  Brandenburg Az: 013-04 
Datum: 06. November 2018 
 
Anpassung des Musters einer Hauptsatzung für amtsfreie und amtsangehörige  Städte und 
Gemeinden im Land Brandenburg (Stand: 2014) an das Erste Gesetz zur Änderung der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg - Ausbau der Beteiligungsmöglich- keiten 
vom 20. Juni 2018 (GVBI. 1 Nr. 19) 
 
Neuer § 18 a - Beteiligung und Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen 
1. Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg hat der 
Landtag Brandenburg zudem entschieden, einen neuen § l 8a Beteiligung und Mitwirkung von 
Kindern und Jugendlichen in die Kommunalverfassung einzufügen. Die Gemeinde sichert danach 
Kindern und Jugendlichen in allen sie berührenden Gemeindeangelegenheiten Beteili- gungs- und 
Mitwirkungsrechte  (§ 18a Abs. 1 BbgKVert). Die Hauptsatzung bestimmt, welche Formen zur 
eigenständigen Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen in der Gemeinde ge- schaffen 
werden. Kinder und Jugendliche sind an der Entwicklung der Formen angemessen zu beteiligen 
(Abs. 2). 
 
2. Zum Vollzug des § 18a BbgKVerf wird das Hauptsatzungsmuster in § 3 um folgenden neuen 
Absatz 4 ergänzt: 
 
(4) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Formen sind auch für die Mitwirkung von Kindern und 
Jugendlichen offen. Darüber hinaus beteiligt die Gemeinde Kinder und Jugendliche  in folgenden 
Formen: 
 
1. das aufsuchende direkte Gespräch, 
2. durch offene Beteiligung in der Form 
a) Diskussionsrunde 
b) Workshop und 
c) (...), 
3. projektbezogen durch situative Beteiligung in der Form 
a) Diskussionsrunde , 
b) Workshop und 
c) (...). 

Die Gemeinde entscheidet unter Berücksichtigung des betroffenen Personenkreises, des 
Beteiligungsgegenstandes und der mit der Beteiligung verfolgten Ziele, welche der geschaffenen 
Formen im Einzelfall zur Anwendung gelangt. 
 
3. Zu den im Muster benannten Instrumenten im Einzelnen: 
 
a) Unter dem aufsuchenden Gespräch ist eine Form der Beteiligung zu verstehen, bei der 
(hauptamtliche, ehrenamtliche) Vertreter der Gemeinde auf Kinder und Jugendliche zugehen und 
mit ihnen das Gespräch suchen. Dies kann z. B. der Besuch eines ehrenamtlichen Bürger- 
meisters im Jugendclub um den Austausch mit Jugendlichen zu suchen, der Besuch des Bür- 
germeisters in der Schule oder eine Diskussionsrunde von Mitarbeitern der Verwaltung mit 
Kindern und Jugendlichen sein. Dabei ist offen, ob es einen konkreten Anlass oder eine gewisse 
Regelmäßigkeit dieser Form der Beteiligung gibt. 
 
b) Unter Diskussionsrunden versteht man Beteiligungsformate , in denen ein Austausch im Mit-  
telpunkt steht. Diskussionsinhalte können dabei von allgemeiner Natur sein oder spezielle The- 
men betreffen. Die Form ist offen formuliert, um im Einzelfall möglichst flexibel auf Anforde- 
rungen der Umsetzung reagieren zu können. 
 
c) Unter einem Workshop versteht man eine Veranstaltung, in der bestimmte Themen von den 



 

Teilnehmern selbst erarbeitet werden. 
 
Unter projektbezogenen Formen sind solche zu verstehen, die sich auf konkrete von der Ge- 
meinde geplante Maßnahmen oder Vorhaben beziehen. Beispiele sind etwa der Bau eines Spiel- 
platzes oder die Begleitung eines Schulbaus. Die in der Hauptsatzung genannten Instrumente 
sind maßnahmen- oder vorhabenbegleitend  einzusetzen. 
 

4. § 18a Abs. 2 Satz 2 BbgKVerf bestimmt, dass Kinder und Jugendliche an der Entwicklung der 
Formen angemessen zu beteiligen sind. Daher sind in Absatz 4 die Formen aufzunehmen, die die 
Gemeinde zusammen mit den Kindern und Jugendlichen in angemessener Form entwickelt hat. 
 
5. Als weitere  „ formale" Form  der Beteiligung  besteht  die Möglichkeit, einen Kinder- oder 
Jugendbeirat in der Gemeinde einzurichten. Hierfür enthielt das Muster im Ergänzungsteil  zu 
§ 19 BbgKVerf bereits eine Regelung. Als weiteres Instrument kann freiwillig auch ein 
Beauftragter für Kinder-  und  Jugendangelegenheiten  eingerichtet  werden.  Der Ergänzungsteil  
des·Musters zu § 19 BbgKVerf enthält auch hierfür bereits einen Formulierungsvorschlag. 
 


